
 

Satzung 

 

des Vereins                                             

Arzt-Netz für die Region Lahn-Dill 

 

 

§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr 

 
Der Verein trägt den Namen Arzt-Netz für 

die Region Lahn-Dill. Er soll in das Ver-

einsregister eingetragen werden. Er hat 

seinen Sitz in Wetzlar. 

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Zweck 

 
Zweck des Vereins ist die Sicherung der 

ambulanten haus-und fachärztlichen Ver-

sorgung im Lahn-Dill-Kreis. Dazu soll die 

Zusammenarbeit der Vertragsärzte unter-

einander und mit anderen Versorgungs-

bereichen durch Ausbau vorhandener 

und Aufbau neuer Kommunikationswege 

gefördert werden. Darüber hinaus soll der 

Verein seine Mitglieder als Interessenver-

tretung gegenüber der Kassen 

ärztlichen Vereinigung und den Kranken-

kassen unterstützen. 

 

 

§ 3 Mitgliedschaft 
 

1. 

Ordentliche Mitglieder sind aktive und 

ehemalige Vertragsärzte sowie ermäch-

tigte Ärzte. 

 

2. 

Außerordentliche Mitglieder können ande-

re Ärzte, Personen oder Organisationen 

werden, die mit dem Bereich der ärztli-

chen Versorgung in einem Zusammen-

hang stehen.  

 

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 

 

1. 
Die Mitgliedschaft ist schriftlich beim Vor-

stand des Vereins zu beantragen, dieser 

entscheidet über den Antrag.  

 

2. 

Der Beitritt ist wirksam, wenn er nicht 

innerhalb eines Monats nach Zugang des 

Aufnahmeantrags schriftlich abgelehnt 

wird.  

Gegen eine ablehnende Entscheidung 

kann innerhalb eines Monats ab Zugang 

der schriftlichen Ablehnung Berufung zur 

nächsten ordentlichen Mitgliederver-

sammlung eingelegt werden.  

 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

 
Die Mitgliedschaft endet durch 

 

1. Austritt 

Der Austritt erfolgt durch schriftliche Kündi-

gung gegenüber dem Vorstand.  

Die Kündigung kann nur mit einer dreimo-

natigen Frist zum Ende des Geschäftsjah-

res ausgesprochen werden. 

In Härtefällen kann der Vorstand Ausnah-

men von dieser Frist zulassen. 

  

2. Ausschluss 

Ein Mitglied kann wegen schwer- 

wiegender Verstöße gegen die Satzung 

oder einer Ordnung sowie wegen vereins-

schädigenden Verhaltens durch Beschluss 

des Vorstandes ausgeschlossen werden. 

Der Bescheid über den Ausschluß erfolgt 

schriftlich. Gegen den Ausschluß kann bin-

nen eines Monats ab Zugang Berufung zur 

nächsten ordentlichen Mitgliederversamm-

lung eingelegt werden. Bis zur Entschei-

dung ruhen die Rechte des Mitgliedes.  

 

3.  Tod des Mitgliedes oder Auflösung 

des Vereins. 
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§ 6 Beiträge und Umlagen 

 

1. 

Der Verein erhebt Mitgliedsbeiträge. Über 

die Höhe der Mitgliedsbeiträge und Fäl-

ligkeit entscheidet die Mitgliederversamm-

lung. 

 

2.  

Umlagen können erhoben werden bei 

einem besonderen Finanzbedarf des 

Vereins, der nicht mit den allgemeinen 

Etatmitteln des Vereins gedeckt werden 

kann, insbesondere für die Finanzierung 

von Projekten. Über die Erhebung der 

Umlage sowie deren Höhe und Fälligkeit 

entscheidet die Mitgliederversammlung. 

 

3. 

Ordentliche und außerordentliche Mitglie-

der können auf Antrag vom Mitgliedsbei-

trag nach Abs. 1 und den Umlagen nach 

Abs. 2 befreit werden. Über die Beitrags-

befreiung und deren Dauer entscheidet 

der Vorstand. 

 

4.  

Assistenzärzte in Weiterbildung sind von 

den Beiträgen nach Abs. 1 und den Um-

lagen nach Abs. 2 befreit. 

 

 

 
§ 7 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 

1. 

Stimmberechtigt sind alle ordentlichen 

Mitglieder. Das Stimmrecht kann übertra-

gen werden. Eine Übertragung ist nur auf 

ein ordentliches Mitglied zulässig. Auf ein 

Mitglied darf nur eine Stimme eines ande-

ren Mitgliedes übertragen werden. Die 

Übertragung ist nur für eine bestimmte 

Versammlung möglich. Sie muß schriftlich 

erfolgen. Die Übertragung des Stimm-

rechtes ist zu Beginn der Versammlung 

dem Protokollführer vorzulegen. Die 

Stimmrechtsübertragung endet mit Ablauf 

der Versammlung. 

 

2.  

Die außerordentlichen Mitglieder haben 

das Recht, an der Mitgliederversammlung 

teilzunehmen. Sie haben in der Mitglie-

derversammlung kein Stimmrecht.  

 

3. 

Alle Mitglieder sind verpflichtet, die Sat-

zung des Vereins, seine Ordnungen und 

die Beschlüsse seiner Organe zu beach-

ten 

 

 

 

 

§ 8 Schriftverkehr 

 

1.  

Das Mitglied ist verpflichtet, Änderungen 

seiner im Aufnahmeantrag angegebenen 

Anschrift unverzüglich schriftlich mitzutei-

len. 

 

2.  

Mitglieder, die dem Verein ihre Faxnummer 

oder E-Mail-Adresse bekannt geben, erklä-

ren damit ihr Einverständnis zur Übersen-

dung von Schreiben und Mitteilungen des 

Vereins jeglicher Art (z.B. Einladungen, 

Mahnungen, Beschluss gem. § 5 Nr.2) per 

Fax bzw. E-Mail an diese Nummer bzw. 

Adresse. Dieses Einverständnis kann je-

derzeit widerrufen werden. Aufgabe der 

Faxnummer oder  

E-Mail-Adresse bzw. deren Änderung sind 

dem Verein unverzüglich bekannt zu ge-

ben. 

 

3.  

Schriftverkehr des Vereins geht jeweils an 

die letzte, dem Verein bekannt gegebene 

Anschrift, Faxnummer oder E-Mail-

Adresse. Verhindert das Mitglied den Zu-

gang aus einem von ihm zu vertretenden 

Grund (z.B. Änderung der Postanschrift, 

Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse ohne 

Mitteilung an den Verein, Nichtabholung 
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einer eingeschriebenen Sendung) so gilt 

die jeweilige Sendung am dritten Werktag 

nach Absendung als zugeteilt.  

 
§ 9 Organe des Vereins 

 

Die Vereinsorgane sind:  

1.  Die Mitgliederversammlung 

2.  Der Vorstand 

3.  Ausschüsse       

    
§ 10 Mitgliederversammlung 

 

1. 

Die Mitgliederversammlung ist die Ver-

sammlung aller Mitglieder. Sie ist das 

oberste Vereinsorgan. 

 

2. 

Sie ist zuständig für  

- Entgegennahme der Tätigkeits-    

   berichte 

- Genehmigung des Rechnungs- 

   abschluss 

- Genehmigung des Haushalts- 

   plans 

-  Entlastung des Vorstandes 

           -  Wahl des Vorstandes 

           -  Wahl von Ehrenvorstandsmit- 

               gliedern 

 -  Erlass von Ordnungen  

 -  Wahl der Rechnungsprüfer  

-  Festsetzung der Mitgliedsbei- 

   träge 

 -  Festsetzung einer Umlage 

 -  Beschlussfassung über Anträge 

 -  Satzungsänderungen 

-  Änderung des Vereinszweckes 

 -  Auflösung des Vereins. 

 

3. 

Die Mitgliederversammlung ist vom Vor-

stand oder auf Verlangen von mindestens 

10 % der stimmberechtigten Mitglieder 

einzuberufen. Jährlich findet mindestens 

eine Mitgliederversammlung statt. 

 

4.  

Die Einladung durch den Vorstand erfolgt 

mindestens zwei Wochen vor dem Ver-

sammlungstermin schriftlich unter Be-

kanntgabe der Tagesordnung. Die Einla-

dung per Fax oder E-Mail ist zulässig. 

(siehe § Schriftverkehr) 

 

5. 

Anträge sind schriftlich beim Vorstand 

einzureichen. Sie sind nur wirksam ge-

stellt, wenn sie spätestens eine Woche 

vor dem Versammlungstermin beim  

1. Vorsitzenden des Vorstandes einge-

gangen sind. Die Antragstellung per Fax 

oder E-Mail ist zulässig. 

 

 

 

6. 

Die Mitgliederversammlung wird vom Vor-

sitzenden oder bei dessen Verhinderung 

oder mit dessen Zustimmung von einem 

seiner Stellvertreter geleitet. Kann oder will 

auch ein Stellvertreter die Mitgliederver-

sammlung nicht leiten oder kommt sonst 

wie keine Einigung über die Versamm-

lungsleitung zustande, wählt die Mitglieder-

versammlung zu Beginn einen Versamm-

lungsleiter.   

 

7. 

Jede ordnungsgemäß einberufene Mit-

gliederversammlung ist beschlussfähig. 

Beschlüsse werden mit der Mehrheit der 

gültig abgegebenen Stimmen gefaßt. Sind 

weniger als 50 % der zur Versammlung 

erschienenen stimmberechtigten Mitglieder 

anwesend, so ist die Mitgliederversamm-

lung nur dann nicht mehr beschlussfähig, 

wenn ausdrücklich ein Antrag auf Be-

schlussunfähigkeit gestellt wird.  

 

Mitglieder können an einberufenen Sitzun-

gen der Mitgliederversammlung statt physi-

scher Anwesenheit auch im Wege der 

elektronischen Kommunikation per Bild-

/Tonzuschaltung (Video) oder telefonisch 

teilnehmen. 

Die durch Video oder Telefon zugeschalte-

ten Mitglieder gelten als anwesend im Sin-

ne der in Satz 2 genannten erschienenen 
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stimmberechtigten Mitglieder und nehmen 

an der Beschlussfassung teil. 

 

8.  
Zur Satzungsänderung ist eine 2/3-

Mehrheit der anwesenden Mitglieder not-

wendig. Zur Auflösung des Vereines ist 

eine Mehrheit von 2/3 der ordentlichen 

Mitglieder des Vereines erforderlich. Sind 

in einer Versammlung, in der nach der 

Tagesordnung die Auflösung des Vereins 

beschlossen werden soll, keine 2/3 der 

ordentlichen Mitglieder des Vereins an-

wesend, so kann in einer erneuten Ver-

sammlung die Auflösung des Vereins 

beschlossen werden. Diese Versamm-

lung muß mindestens einen Monat nach 

der ersten Versammlung liegen. Zu dieser 

Versammlung ist erneut unter Angabe der 

Tagesordnung einzuladen. In dieser zwei-

ten Versammlung kann der Verein mit 

einer  

3/4 Mehrheit der gültig abgegebenen 

Stimmen aufgelöst werden. 

 

9. 

Über die Mitgliederversammlung ist ein 

Protokoll zu führen. Dieses Protokoll ist 

vom Protokollführer und Versammlungs-

leiter zu unterzeichnen. 

 

 

§ 11 Der Vorstand 

 

1. 

Dem Vorstand obliegt die Leitung des 

Vereins und die Führung seiner Geschäf-

te. Er ist zuständig für diejenigen Aufga-

ben, die durch die Satzung nicht aus-

drücklich einem anderen Vereinsorgan 

zugewiesen sind. Der Vorstand besteht 

aus: 

a)  dem 1. Vorsitzenden, zugleich ärztli-

cher Leiter des ANR 

b)  zwei stellvertretenden Vorsitzenden 

c)  zwei weiteren Mitgliedern und 

d)  den Sprechern der Ausschüsse (vgl. § 

11) 

e)  Ehrenvorstandsmitglieder (§10 Nr.2) 

f)  Vorstandsvorsitzender und Aufsichts-

ratsvorsitzender der Gesundheitsge-

nossenschaft Lahn-Dill sind Kraft Am-

tes kooptierte Vorstandsmitglieder 

g)  Der Leiter der Geschäftsstelle des Ar-

beitskreises Gesundheitsregion Lahn-

Dill ist Kraft Amt Mitglied des Vorstan-

des 

Der Vorstand bestimmt ein Mitglied 

des Vorstandes, dem die operative 

Geschäftsführung des ANR obliegt. 

 

2. 

Die unter Nr. 1 a) und b) genannten Vor-

standsmitglieder bilden den Vorstand im 

Sinne des § 26 BGB. (Vertretungsvor-

stand) Jeweils zwei dieser Vorstandsmit-

glieder sind gemeinsam vertretungsberech-

tigt.  

 

3. 

a)  Die Vorstandsmitglieder werden jeweils 

auf die Dauer von drei Jahren gewählt. 

Ehrenvorstandsmitglieder  

 (s. Abs. 1. e) sind auf Dauer gewählt. 

b)  Die Vorstandsmitglieder bleiben bis zu 

einer Neuwahl im Amt.  

c)  Scheidet ein Mitglied vorzeitig (z.B. 

durch Tod, Rücktritt, Abberufung, Aus-

schluß aus dem Verein) aus, so ist des-

sen Amt durch den Vorstand bis zur 

nächsten Mitgliederversammlung kom-

missarisch zu besetzen. 

 

4. 

Der Vorstand wird bei Bedarf, mindestens 

jedoch vierteljährlich, vom 1. Vorsitzenden 

unter Mitteilung der Tagesordnung schrift-

lich einberufen. Eine Sitzung ist innerhalb 

von zwei Wochen anzuberaumen, wenn 

mindestens drei Vorstandsmitglieder dies 

unter Angabe des Gegenstandes der Bera-

tung beantragen. Die schriftliche Einladung 

soll in diesem Falle spätestens eine Woche 

vor dem Sitzungstermin erfolgen. Die Ein-

ladung per Fax und E-Mail ist zulässig.  
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5.  

Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden 

oder einem seiner Stellvertreter geleitet; 

sie sind nicht öffentlich. Es liegt im Er-

messen des Vorstandes, Personen einzu-

laden, die nicht dem Vorstand angehören. 

 

6. 

a)  Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn 

mindestens drei der stimmberechtigten 

Vorstandsmitglieder (siehe c.) anwe-

send sind.  

b)  Beschlüsse werden mit der Mehrheit 

der Stimmen der anwesenden Mitglie-

der gefaßt.  

c)  Stimmberechtigt sind die unter 1. a) bis 

c) genannten Vorstandsmitglieder und 

jeweils ein Sprecher des/der Aus-

schusses/Ausschüsse, in dessen Ar-

beitsgebiet der Beschluss fällt. 

  

7. 

Vorstandsbeschlüsse können im schriftli-

chen Verfahren (auch per Fax oder E-

Mail) gefasst werden, wenn kein stimm-

berechtigtes Vorstandsmitglied wider-

spricht. 

 
§ 12 Ausschüsse 

 

Der Vorstand setzt zu seiner Beratung 

und Unterstützung Ausschüsse ein. Jeder 

Ausschuss wählt einen Sprecher. Die 

Sprecher der Ausschüsse haben bera-

tenden Sitz im Vorstand.  

 

 
§ 13 Rechnungsprüfung 

 

1. 

Die Mitgliederversammlung wählt jährlich 

zwei Rechnungsprüfer. Zu Rechnungs-

prüfern können nur Personen gewählt 

werden, die nicht dem Vorstand angehö-

ren.  

Nur einer der beiden Rechnungsprüfer 

kann wiedergewählt werden. Eine Wie-

derwahl in Folge ist nicht zulässig.  

 

2. 

Die Rechnungsprüfung erstreckt sich auf 

die Ordnungsmäßigkeit der Buch- und 

Kassenführung sowie die Wirtschaft-

lichkeit der Einnahmen und Ausgaben.  

 

3. 

Die Rechnungsprüfer haben der Mitglie-

derversammlung einen Prüfungsbericht 

vorzulegen. Über Beanstandungen ist 

zuvor der Vorstand zu informieren.  

 

 

 

 

 
§ 14 Auflösung 

 

1. 

Bei Auflösung des Vereins bleibt der ge-

schäftsführende Vorstand (die unter §11 1. 

a) bis b) genannten Vorstandsmitglieder) 

als Liquidator im Amt.  

 

2. 

Bei Aufhebung oder Auflösung des Vereins 

oder bei Wegfall seines bisherigen Zwe-

ckes fällt das Vermögen des Vereins antei-

lig an die Mitglieder 

 
§ 15 Inkrafttreten der Satzung 

 

Diese Satzung sowie Satzungs- 

änderungen treten mit ihrer Eintragung im 

Vereinsregister in Kraft. 


